
Bündeseozialgericht

768 1/85

Verkündet I m N a m e n d e 3 V o 1 k e 5

am “„ Juni 1986
B e s c h l u ß

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisi0nebeklagter,

Prozeßbevollmächtigte:
.................................... ,

Der Große Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom H. Juni 1986

beschlossen:

Die Zeit des in der DDR abgeleisteten Grundwehrdienstes, die

nach dem Recht der DDR als versicherungspfliehtige Tätigkeit

gilt, ist eine Beitragszeit im Sinne des @ 15 Abs 1 Satz 1
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des Fremdrentengesetzes.

G r ü n d e

1, In dem beim 11a Senat des Bundessozialgerichts (BSG) anhängi—

gen Ausgangsverfabren ist streitig, ob der Träger der gesetzli—

chen Eentenversicherung in der Bundesrepublik DDR—Wehrdienstzei—

ten als Versicherungszeiten vorzumerken hat.

Der 19ü6 geborene Kläger dieses Rechtsstreits Johannes Sch

(S.) stammt aus der DDR. Nachdem er dort Mitte 1966 sowohl das

Abitur als auch die Facharbeiterprüfung als Mechaniker bestanden

hatte, arbeitete er vom 7. September bis 16. Oktober 1966 ver—

sicherungspflichtig el- Straßen- und Tiefbauarbeiter. V0m{n

1. November 1966 bis 30. April 1968 leistete er den — hier

streitigen — Grundwehrdienst bei der Nationalen Volksarmee (NVA)

der DDR. Anschließend war S. bis August 1968 zunächst vorüberge—

hend wieder im Tief— und Straßenbau und sodann bis Juni 1970 als

Chorsänger und als technischer Assistent an einem Theater be—

schäftigt. Von September 1970 bis August 197H studierte er in

W Musikerziehung und legte das Staatsexamen ab. iachfolgend

war 5- bis NOV€mD€P1977 Leiter eines Jugendclubbauses, Pro—

grammgestalter bei einem staatlichen Pundfunkkomitee und — zu—

letzt — Hausmeister eines Heims. Vom 1° Dezember 1977 bis

5‚ September 1978 war er in der DDR in Haft: diese hat der
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Berliner Senator für Arbeit und Soziales später als politische

Haft iS des 5 1 des Häftlingshilfegesetzes (EHC) anerkannt (Be—

scheinigung vom 20. November 1978)“ Noch am 5. September 1978

übersiedelte S" nach Hestberlin; er lebt dort heute noch.

2. Schon Ende 1978 hatte die im Ausgangsverfahren beklagte Bun—

desversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) von Amts wegen zu

prüfen begonnen, ob bei Johannes S. Beitragszeiten bei Trägern

der gesetzlichen Rentenversicherung in der DDR anrechenbar sind.

Nach Durchführung von Ermittlungen “anerkannte" die BfA mit dem

im Ausgangsverfahren streitigen Bescheid vom 19. Juni 1979 bei

S. "nach den Vorschriften des Fremdrentengesetzes (FRG)" ab

1. Januar 1962 die Schul—‚ Fachschul— und Hochschulausbildung

als Ausfallzeit—Tatbestände, die Zeiten der oben dargestellten

versicherungspflichtigen Beschäftigung — mit Ausnahme der hier

streitigen Zeit des Grundwehrdienstes von 1966 bis 1968 — als

Pflichtbeitragszeiten sowie die Zeit der politischen Haft 1977/

78 als Ersatzzeit; dabei ordnete sie diese Zeiten teils der Ren—

tenversicherung der Arbeiter, teils der Bentenversicherung der

Angestellten zu. Den von S. hiergegen wegen der Nichtanerkennung

des Wehrdienstes bei der NVA eingelegten Widerspruch wies die

Beklagte mit der Begründung zurück, daß er entgegen der Ansicht

von S. keine Ausfallzeit sei (Widerspruchsbescheid vom 8. August

1979).

Das Sozialgericht (SG) Berlin hat die dagegen erhobene Klage im

Urteil vom 12. Februar 1981 abgewiesen. Auf die Berufung von S.

hat das Landessozialgericht (LSG) Berlin mit der im Ausgangs—

_ll..
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verfahren angefochtenen Entscheidung vom 9. Juni 1983 dieses

Urteil sowie die vorgenannten Eescheide der BfA geändert und

diese verpflichtet, den von S. in der DDR abgeleisteten Grund—

wehrdienst nach 5 15 Abs 1 Satz 1 FRG zu berücksichtigen.

Biergegen hat die BfA die vom LSG zugelassene Revision eingelegt.

3. Der 11. Senat‚ bei dem die Revision anhängig geworden ist,

hat mit Beschluß vom 3. Mai 198“ beim 5b Senat des BSG ange—

fragt, ob er an der im Urteil vom 9. September 1982 — 5b/5 RJ

168/80 — (BSGE 53, 93 : SozR 5050 5 15 Nr 22) vertretenen Ansicht

festhalte, daß die Zeit des in der DDR abgeleisteten Grundwehr—

dienstes eine Beitragszeit iS des 5 15 Abs 1 Satz 1 FRG sei. Der

5b Senat hat mit Beschluß vom 2. Oktober 1984 diese Frage be«

jaht.

Hierauf hat der 11. Senat — nach mündlicher Verhandlung in vol-

ler Besetzung — mit Beschluß vom 21. Februar 1985 dem Großen

Senat folgende Frage vorgelegt:

ist die Zeit des in der DDR abgeleisteten Grundwehrdienstes,

die nach dortigem Recht als versicherungspflichtige Tätigkeit

gilt bzw als Versicherungszeit zählt, eine Beitragszeit iS

des % 15 Abs 1 Satz 1 des Fremdrentengesetzes?

In der Begründung beruft sich der 11. Senat auf 5 H2 des So-

zialgerichtsgesetzes (SSG) und führt aus, bei Anwendung von € 15

FRG sei entscheidend, ob die versicherungsrechtliche Ausgestal—
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tung nach fremden_Recht‚ gemessen an der‚innerstaatlichen_.

Rechtsstruktur,_als Beitragszeit oder als beitragslose Zeit zu

werten sei..Die.äusgestaltung des DDR«Rechts zur Berücksichtigung_

von Wehrdienstzeiten entspreche nur der in der Bundesrepublik vor

1957 bestehenden Ersatzzeitregelung. Damit stimme überein, daß

nach DDR—Recht der Grundwehrdienst keine
versicherungspflichtige

Tätigkeit sei,.sondern ausdrücklich nur.als eine solche gelte

oder zähle. Nach.dortigem Recht entspreehe die versicherungs—„__

pflichtige;$ätigkeit unserer Beitragszeit. Als versicherungs—„

pflichtige Tätigkeiten gälten zahlreiche Ersatzzeittatbestände„

wie Zeiten.der Mitgliedschaft in einer landwirtschaftlichen Pro—

duktionsgenessenschaft vor Einführung der gesetzlichen Pflicht—,

‘versicherung, Zeiten der versicherungspflichtigen;Tätigkeit wahr.

rend eines Rentenbezugs, Zeiten.der
Schule oder-Hochschulausbilw

dung, d853BQSUChS{VOU Partei— und Gewerkschaftsschulen, Verfol-

gungszeiten uä; Würde die leistungsrechtliche Behandlung für sieh
,

allein oder im Zusammenhang mit einem Staatszuschuß ausreichen, '.

so müßten alle diese Ersatzzeittatbestände als Béitragszeiten„

anerkannt werden. Vollstipendiaten übten die — im Gegensatz zum

Grundwehrdienst — in der DDR an sich Versicherungspflichtige und

beitragspflightige Tätigkeit eines Studiums aus und nicht eine

andersartige nur gleichgestellte Tätigkeit, Die Freistellung

einer-kleinen Gruppe Versieheruhgsbereqhtigter_vqn_der-Beitragsf .*

pflicht ähnele auch
nicht

einem
herkömmlichen Ersatz— oder Aus?

fallzeit—Tatbestand. Der 11. Senat weiche nicht vgm
Urteil

des

1. Senats vom_31. August 1977 (BSGE MH, 221 : SozR 5050 S 15

Nr 8) über die Anrechnung des Dienstes in der DDR+Velkspolizei

ab; auch dieser Senat stelle„nur_au■ Zeiten ab;„die als Bein
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tragszeiten in Betracht kämen. Der vom 5b Senat angesprochene

gesamtdeutsche Aspekt richte sich vorrangig an den Gesetzgeber.

Das gelte_auéh fü? das — in der Revisionsinstanz möglicherweise

gar nicht zu berücksichtigende — Schrifttum‚ das davon berichte,

daß
in

der DDRdas Beitragsaufkommen bis auf 25
53

der Ausgaben

gesunken sei (HinWeis auf Haase in der F6gtschrift für Mampel,

1983, 325‚-330). Es könne davon ausgegangen werden, daß der Ge__.1.

setzgeber tätig werde, wenn nach seiner Auffassung die Grenze zur

Versörgung
überschritten werde. Sollte diese Rechtsauffassung

zugleich eine Einschränkung oder sogar Ängerung früherer eigener

Rechtsausführungen bedeuten, müßte der 11. Senat einen solchen

Vorhalt in Kauf nehmen. Auch auf seine zum DDR—Völlstipendiaten

geäußerte Auffassung müsse er ggf eher V$inchten. An der von ihm
beabsichtigten Entscheidung, das Urteil des LSG aufzuheben und

die klageabweisende_Entscheidung des SG mit der Begründung

wiederherzustellen, daß der DDR-Grundwehrdienst keine Beitrags—

zeit sei, sehe sich der 11. Senat jedoch durch_das Urteil des

SD Senats vom 9. September 1982 (aaO) gehindert_

II

1. Nach 8 42 SGG entscheidet der Große Senét des BSG, wenn ein

Senat dieses Gerichts in einer Rechtsfrage von der Entscheidung

eines anderen Senats oder des Großen Senats abweichen will

(Divergenz—Vorlage).

Die Stammbesetzung des Großen Senats (% H1 Abs 1 sgg) ergänzt

sich bei einer Vorlage nach % ü2 SGG gemäß % u1 Abs 5 Satz 2
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Alternative 1 330 um die Vorsitzenden Richter der beteiligten

.Senate oder um ein von ihnen bestimmtes Mitglied ihres Senats.

Der Vorsitzende des anrufenden 11. Senats (jetzt: 113 Senats),

der ständiges Mitglied des Großen Senats ist, hat aus seinem

"Senat den Berichterstatter in den Großen Senat entsandt (Schrei-

ben an den Vorsitzenden des Großen Senats vom 7. März 1985).

Gegen eine solche Entsendung des Berichterstatters bestehen Be—

denken selbst dann nicht, wenn in dem senatsinternen Geschäfts—

üerteilungsplan eine ausdrückliche Bestimmung über das jeweils zu

entsendende Mitglied fehlt. Der Berichterstatter des Ausgangs—

verfahrens und der Vorsitzende Richter des angefragten 5b Senats,

Von
dem der 11a Senat abweichen will, sind hiernach an den

Sitzungen des Großen Senats "mit den Eefugnissen eines Mitglieds"

zu beteiligen (Satz 2 aaO).

Der 113 Senat hat nur wegen einer Divergenz zu einer Entscheidung

des St Senats den Großen Senat angerufen. Diese Eingrenzung der

dem Großen Senat vorgelegten Rechtsfrage ist nicht zu beanstan-

den, so daß die Beteiligung Von Vorsitzenden Richtern oder Rich—

tern weiterer Senats des BSGnicht erforderlich ist (vgl GS in

BSGEM9, 175, 179 f).

2. Die Vorlage des 11a Senats ist zulässig. Die von ihm gestellte

Rechtsfrageentstammtdemrevisiblen Bundesrecht(%162sec). Der
vorlegende Senat erstrebt die Klärung einer Rechtsfrage zur Aus-

legung
von % 15 FFC. DDR—Recht nimmt er nur als Ausgangspunkt und

als
Hintergrund der von ihm erhetenen Auslegung dieser bundes—

rechtlichen Norm in Bezug.
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Die vorgelegte Rechtsfrage ist für die Entscheidung des anrufen—

den Senats auch erheblich. In dem Ausgangsverfahren geht es um

die Vormerkung der Zeit eines in der DDR abgeleisteten Grund—

wehrdienstes als Beitragszeit nach @ 15 FRG„ Das LSG hat die be—

klagte BfA zur Vormerkung dieser v0m Kläger geltend gemachten

Zeit verpflichtet. Die Entscheidung darüber. ob dem LSG zu folgen

oder ob dessen Urteil aufzuheben ist, hängt davon ab, ob der

Rechtsauffassung des 5b Senats oder ob der im Vorlagebeschluß

dargelegten Auffassung des 11a Senats zu folgen ist. Beide Ur—

teile betreffen dieselbe Rechtsfrage und sind in ihrer recht—

lichen Aussage nicht miteinander vereinbar°

III

Der Große Senat bejaht die ihm vorgelegte Frage.

1. Der aus der DDR in die Bundesrepublik zugewanderte Kläger ist

kein Heimatvertrieber iS von € 1 des Bundesvertriebenengeset2es

(BVFG), so daß das FRG nach dessen @ 1 auf ihn nicht unmittelbar

anwendbar ist. Nach @ 17 Abs 1 Buchst a FRG findet aber 5 15 aaO

ua auf Personen Anwendung, die nicht zum Personenkreis des @ 1

Buchst a bis d aaO gehören, wenn die Beiträge an einen außerhalb

des Geltungsbereichs des Gesetzes befindlichen deutschen Träger

der gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet sind„ Die Bedeu—

tung dieser Vorschrift liegt darin_ daß durch sie auch alle Zu-

wanderer aus der DDR erfaßt werden, die keine Vertriebenen iS von

€ 1 Buchst a FRG iVm % 1 des BVFG sind (Jantz/Zweng/Eicher, aaO,

€ 17 Anm 3; BSG in SozR 5050 @ 15 Nr 15 und zuletzt in der Ent—
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scheidung vom 30. Januar 1985 - 1 HJ 72/8“ —).

Der vorlegende Senat hat in der Begründung seiner Anfrage

herausgestellt, daß für den Kläger des Ausgangsverfahrens

Johannes 8. für die streitige Zeit des Grundwehrdienstes in der

DDR von 1966 bis 1968 keine Beiträge zur Sozialversicherung der

DDR entrichtet worden sind und auch nicht entrichtet werden

mußten; die Beitragsleistung habe in dieser Zeit geruht. Ist

demnach davon auszugehen, daß für den zu prüfenden DDP—Grund—

wehrdienst bei im Herkunftsland fehlender Eeitragspflicht niemals

Beiträge an einen außerhalb des Geltungsbereichs des FRG befind—

lichen deutschen Träger der gesetzlichen Eentenversicherung

"entrichtet" werden sind, so ist vorab zu klären, ob es für die

Anwendbarkeit des 5 17 Abs 1 Buchst a FRG entgegen seinem Wort—

laut ("..‚ wenn die Beiträge entrichtet sind ...") genügt, daß

die zu prüfende DDR—Zeit nach dortigem Recht allenfalls als Bei—

tragszeit “gilt“. Das ist zu bejahen.

@ 17 Abs 1 Buchst a FRG dehnt, wie ausgeführt, die Anwendung von

5 15 FRG über den dort erfaßten Personenkreis der Heimatvertrie—

benen und Flüchtlinge hinaus auf alle DDR-Zuwanderer aus° Grund

für diese "Privilegierung" der Zeiten nach 5 17 Abs 1 aaO ist,

daß sie als immerhin bei einem d e u t s c h e n Träger ver—

brachte (oder doch auf ihn übergegangene, Buchst b aaO) Bei—

tragszeiten nicht an einen personellen Bezug zur Bundesrepublik

— Staatsangehörigkeit, Eigenschaft als Heimatvertriebener oder

Flüchtling — gebunden sein sollen (Koch/Hartmann, AVG, 3. Aufl,

Bd IV, 5 27 Anm C II Nr 1 und 2a). Die in € 17 Abs 1 aaO verfügte

_10_
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..‘IO..

Ausdehnung der persönlichen Anwendungsbreite des € 15 aaO läßt

deshalb nicht erkennen, daß sie inhaltlich beschränkt sein soll.

Sofern unter “Beitragszeiten” iS von € 15 Abs 1 Satz 1 FFG (ua)

Zeiten verstanden werden können, die auch bei fehlender Bei—

tragsleistung als Beitragszeiten gelten, müßte sich deren An—

rechenbarkeit über @ 17 Abs 1 Buchst a FRG auch auf DDR—Zuwande—

rer erstrecken. Es bestünden für diesen Fall keine Bedenken, der

privilegierenden Regelung des @ 17 Abs 1 FBG den Fall gleichzu-

stellen, daß die Beiträge an einen DDR—Träger als entrichtet

gelteno Damit würde allein eine planwidrige Lücke im Gesetzes—

wortlaut geschlossen.

2. Nach @ 15 Abs 1 Satz 1 FRG stehen Beitragszeiten, die bei

einem nichtdeutschen oder nach dem 30" Juni 19■5 bei einem

außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes befindlichen

deutschen Träger der gesetzlichen Rentenversicherung zurückgelegt

sind, den nach Bundesrecht zurückgelegten Zeiten gleich°

lach dem 30. Juni 19H5 "bei einem außerhalb des Geltungsbereichs

des FRG befindlichen deutschen Träger der gesetzlichen Renten—

versicherung zurückgelegt" können nur Zeiten sein, die — wie im

Fall des Ausgangsverfahrens - bei einem Versicherungeträger der

DDR einschließlich Ost-Berlins verbracht oder dort zumindestens

anrechenbar sind (vgl Amtl Begründung zum Regierungsentwurf —RE-

eines FANG in BT—Drucks 3/1109 S 39 zu € 15)= Nähere Unt@P—

suchungen zur Qualität von DDR—Versicherungsträgern als Träger

"der gesetzlichen Rentenversicherung" iS von $ 15 Abs 1 iVm Abs 2

PROsind daher entbehrlich.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_11_

€ 15 Abs 1 Satz 1 aaO enthält keine Definition oder sonstige Erw

läuterung des von ihm — gleich zweimal — gebrauchten Begriffs der

"Beitragszeiten" (Vgl Verbandskommentar zur gesetzlichen Renten—

versicherung, Anhang Nebengesetze, € 15 FR0 Anm 3 S B 27), Da

laut Vorlage eine im Herkunftsland beitragsfreie Zeit zu be-

urteilen ist, kann es naturgemäß nicht genügen, mit zahlreichen

Autoren als gleichsam selbstverständlich zu definieren, es han-

dele sich um Zeiten, für die nach dem nichtdeutschen oder DDP—

Recht Beiträge — tatsächlich - entrichtet sind (vgl zB Brackmann,

Handbuch der Soners Bd 1/2, S 29a kx Anm cc 2). Keine Definition

oder nähere Erläuterung enthält der Relativsatz aaO, der als

gleichzustellende Beitragszeiten solche Zeiten kennzeichnet, die

bei einem nichtdeutschen oder DDR—Träger zurückgelegt werden

sind; hierdurch wird nur eine Abgrenzung von den Zeiten vorge-

nommen, die bei einem reichs» oder bundesgesetzlichen Träger der

gesetzlichen Hentenversicherung verbracht und deshalb unproble-

matisch schon nach 5 1250 Abs 1 Buchst a der Reichsversiche—

rungsordnung —RVO—/S 27 Abs 1 Buchst a des Angestelltenversiche-

rungsgesetzes —AVG— anzurechnen sind (Zweng/Scheerer/Buschmann,

Handbuch der Rentenversicherung, 2, Aufl, Buchst 2, 5 1250 EVO,

Anm II 2 S H), Daß die eben erwähnten nichtdeutschen oder DDR—

Zeiten den nach Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten

"gleichstehen“, erklärt zwar ihre “fremde Herkunft" für unschäd-

lich, hellt aber den sachlichen Inhalt des Begriffs der Bei—

tragszeit nicht auf.

Auszugehen ist von € 1250 Abs 1 Buchst a) BVD/$ 27 Abs 1

Buchst a) AVG. Darin wird der im Recht der gesetzlichen Renten—
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versicherung der Bundesrepublik grundlegende Begriff "Beitrags—

zeit" ausdrücklich definiert. Er hat bereits rechtstechnisch er—

hebliche Tragweite: Von ihm grenzen sich rentenrechtlich "Vera

sicherungszeiten" als Oberbegriff (aaO) und Zeiten ohne Bei»

tragsleistung als "Ersatzzeiten" nach 5 1251 EVO/? 28 AVG, Aus-

fallzeiten (@ 1259 EVO/5 36 AUG), ”Zurechnungszeiten" ($ 1260

EVO/% 3? AVG) und anrechnungsfähige ”Versicherungsjahre"

(5% 1253, 125M, 1258 EVO/55 30, 31, 35 AVG) ab. Zahlreiche Vor—

schriften des Rechts der bundesdeutschen Rentenversicherung ge-

brauchen diesen Begriff, um genau definierte Rechtswirkungen zu

erzeugen oder bestimmen zu können (vgl ZB % 1255 Abs 1 Satz 1

EVO : @ 32 Abs 1 Satz 1 AVG; € 2 der Versicherungsunterlagen-

Verordnung —VuVO—). Begriffliche Unschärfen kann der bundes»

deutsche Gesetzgeber dabei nicht in Kauf genommen haben. Bei

dieser Rechtslage liegt es fern anzunehmen, daß der Bundesge»

setzgeber in einer Norm des Rechts der gesetzlichen Fentenver—

sicherung — € 15 Abs 1 Satz 1 FRG — unter "Beitragszeiten" we»

sentlich anderes verstünde, als er in einer anderen rentenrecht—

lichen Norm — € 1250 Abs 1 Buchst a EVO » ausdrücklich definiert

hat (vgl auch Jantz/Zweng/Eicher aaO, % 15 Anm 6, der ua auf

€ 1250 EVO mit dem Eemerken auf die rechtliche Relevanz "nach

Bundesrecht” verweist). Dies läßt sich aus Gründen, die auf der

Hand liegen, ebensowenig rechtfertigen wie die Annahme, der Be—

griff "Ersatzzeiten" habe in @ 21 FRG einen anderen Inhalt als in

@ä 1250 Abs 1 Buchst b, 1251 EVO/@@ 2? Abs 1 Buchst b, 28 AVG,

der Begriff "Ausfallzeiten" in € 29 Abs 1 Satz 1 FRG bedeute et»

was anderes als in € 1259 EVO/€ 36 AUG.
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1Die
gemeinsame Entstehung von € 15 Abs 1 Satz 1

%RG
und 5 1250

Abs 1 Buchst a EVO/5 27 Abs 1 Buchst a AVG in der jetzt geltenden

Fassung bestätigt diese Überlegungen. % 15 aaO ist durch Art 1
0des

FANG vom 25„ Februar 1960 (aaO) geschaffen werden; Art II
ihr

1 und Art III Nr 1 des FANG haben jeweils gerade dem Buchst a
1685

5 1250 Abs 1 EVO/% 2? Abs 1 AVG die jetzt geltende Fassung

gegeben (vgl dazu Koch/Hartmann, aaO, Anm A I; Haensel/Lippert,

- aaO,Art 2/9 1250RVGAnm5; die AnfügungdurchdasHaushaltsbe«
-gleitgesetz 198M vom 22. Dezember 1983 —-BGBl I s 1532 _ "nicht

-jedoch die Zeiten nach den ES 1385a und 1385b“ - betrifft bei—

7tragsbelegte Ausfallzeiten und interessiert hier nicht)„

Zum gleichen Ergebnis führt aber auch die Überlegung, daß @ 15

3Abs 1 Satz 1 FRG die nichtdeutschen oder DDR—Beitragszeiten den

€Beitragszeiten gleichstellt (".„. stehen gleich „..."), die

7"nach
Bundesrecht zurückgelegt" werden sind: Bei dieser Gleich-

'stellung kann der
Bundesgesetzgeber

nur vom Idealtypus einer

‘;Beitragszeit ausgegangen sein, die vom Bundesrecht gültig defi—

rniert
wird, nicht von einem der — in Frage kommenden mehreren

verschiedenen -
nichtdeutséhen Rechte oder vom DDR-Recht (SO'im

‚Ergebnis schon die ständige bisherige höchstrichterliche Recht“

;
Sprechung‚ vgl zB BSGE HM, 221, 225 : sozR 5050 5 15 Nr 8; BSGE

150, 55, 56 = Soz■5050 s 15 Nr 11; SozR 5050 5 15 Nr 21 S 68>=

Beitragszeit@h is von S 15 Abs 1 Satz 1 FRG sind nach alleden

sowohl solche Zeiten, für die “Beiträge wirksam entrichtet sind"

;(■ 1250 Abs 1 Buchst a Alternative 1 BVD; Beitragszeiten im en—

;geren Sinn; "echte" Beitragszeiten) als auch solche, "für die
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Beiträge als entrichtet gelten" (Alternative 2 aaO; "Beitrags“

zeiten ohne Beitragsleistung", vgl dazu den vorlegenden Senat in

330E 50, 55, 57f = SozR 5050 5 15 Nr 10 S 52 und 55 unter Bezug

auf die ständige Rechtsprechung des BSG).

3. Bei mangelnder Eeitragspflichtigkeit des streitigen Grund—

;uehrdienstes in der DDR und deswegen fehlender tatsächlicher

Beitragsentrichtung kann die vorliegend zu
prüfende

Zeit keine

."echte" Beitragszeit nach 5 15 Abs 1 Satz 1 FRG iVm der 1. A1—

ternative des 5 1250 Abs 1 Buchst a EVO/£ 27 Abs 1 Buchst a AVG_
“sein,

Ihdessen ist der
streitige

Militärdienst "Beitragszeit ohne

Beitragsleistung" 18 der 2. Alternative des 5 1250 Abs 1

Buchst a aaO.

für die Anerkennung einer solchen Zeit ist das Fehlen einer Bei—

trag$leistung
naturgemäß kein Hindernis. Fragen nach einer etwa

irregulären
Beitragsentrichtung in der Form der Gewährung von

étaatszuschüssen
oder einer Sonstigen "Berücksichtigung im Lei-

stungsfalle" wären deshalb für die Beantwortung der vorgelegten

Rechtsfragé rechtlich irrelevant selbst dann, wenn man sie — wo-
;für

vieles spricht - in Übereinstimmung mit dem vorlegenden Senat

verneinte,

Die Auslegung des Begriffs der Zeiten, für die iS der 2. Alter-

native aaO nach Bundesrecht (oder nach den früheren Vorschriften

der reichsgesetzlichen Invaliden— oder Angestelltenversicherung)

Beiträge "als entrichtet gelten", bietet bei rein innerstaat-

licher Rechtsanwendung kaum Schwierigkeiten‚ Der Bundesgesetz-
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geber, der sich — wie dargestellt — der spezifischen rechtstech—

nischen Unterschiede der rentenrechtlich relevanten Zeiten und

ihrer Auswirkungen immer bewußt ist, wählt stets schon eine For—

mulierung, die keinen Zweifel läßt, daß die beitragslose ?eit

rentenrechtlich als Beitragszeit gilt: @ 139? Abs 6 Satz 1

EVO/5 119 Abs 6 Satz 1 AVG; @ 1“ Abs 2 Satz 1 des Gesetzes zur

Regelung der Wiedergutmachung nationalsozielistischen Unrechts in

der Sozielversicherung (WGSVG); @ 72 des Gesetzes über die Rege-

lung der Rechtsverhältnisse der unter Art 131 des Grundgesetzes

fallenden Personen (G 131); ferner die Fälle der fiktiven Nach—

versicherung (vgl Koch/Hartmann, aaO, @ 27 Anm 3; Haensel/

Lippert, aaO, Art 2/£ 1250 EVO Anm 5).

Bei der Prüfung dagegen, ob eine außerhalb der Bundesrepublik iS

von $ 15 Abs 1 Satz 1 FEG nach nichtdeutschem oder DDR—Recht zu—

rückgelegte Zeit anrechnungsfähige "Beitragszeit ohne Beitrags—

leistung“ ist, ist vorab in Rechnung zu stellen, daß "die An—

sprüche und Anwartschaften, die die Vertriebenen und Flüchtlinge

in den Herkunftsländern erworben haben, auf den wirtschaftlichen

und sozialen Gegebenheiten dieser Länder (beruhen)
... und

naturnotwendig im Verhältnis ... zu den Ansprüchen und Anwart—

schaften eines vergleichbaren einheimischen Versicherten ... sehr

stark variieren" (Amtl Begründung zum RE des FANG aaO, Allg Teil

8 35), Das FRG versucht zwar diese "außerordentlich starken Ah—

weichungen, die die Rentenansprüche und —anwartschaften der Ver,

triebenen und Flüchtlinge aufweisen", durch das "Prinzip der

Eingliederung" auszugleichen; es stellt alle diese in der Bun-

desrepublik zugewanderten Personen durch die in @@1% ff FRG ge—
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troffene Regelung rentenrechtlich so, "als ob sie im Bundesgebiet

beschäftigt gewesen wären" (aaO S 36). Die Anerkennung als

gleichgestellte, quasi-bundesrechtliche Zeiten, die die bei einem

nichtdeutschen oder DDE»Träger der gesetzlichen Rentenversichem

rung zurückgelegten Zeiten durch @ 15 Abs 1 Satz 1 FRG erfahren,

ist demgegenüber aber noch ein Rest des Entschädigungsgedankens,

der das vor dem lnkrafttreten des FANG geltende FRG aF be—

herrschte (Jantz/Zweng/Eicher aaO, S 15 Anm 2 S U3). 5 15 PRO

wird also, anders als die sonstigen Vorschriften des FRG, noch

vom Entschädigungsgedanken geprägt° Die Regelung soll vermeiden,

daß durch die Umstellung des Fremdrentenrechts auf das Einglie—

derungsprinzip für einen Teil der Versicherten der versiche—

rungsrechtliche Status wesentlich verschlechtert wird. Ihnen

sollte wenigstens die Rechtsposition erhalten bleiben, die sich

aus der Anrechnung der im Herkunftsland anzurechnenden Beitrags—

zeiten ergibt (BT—Drucks III/1109 3 35 f, 39 f)-

Auszugehen ist deshalb davon, daß 5 15 Abs 1 FRG nicht verlangt,

die außerhalb der Bundesrepublik zurückgelegten Zeiten immer nur

dann Beitragszeiten nach Bundesrecht gleichzustellen, wenn sie

ganz präzise den in $ 1250 Abs 1 Buchst a RVG gestellten Anfor—

derungen entsprechen. Vielmehr muß es nach Anlage und Konzeption

der Regelung in €? 15, 17 aaO genügen, wenn die bei einem außer—

halb der Bundesrepublik befindlichen Träger der gesetzlichen

Rentenversicherung zurückgelegte Zeit einer bundesdeutschen Bei—

tragszeit nach $ 1250 Abs 1 Buchst a RVG in den wesentlichen

Kriterien so weit v e r g l e i c h b a r ist, daß eine Ent—

schädigung im Wege der Gleichstellung mit ihr gerechtfertigt er-
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scheint. Im einzelnen ist hierzu folgendes zu berücksichtigen:

Für eine Zeit, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland bei

einem nichtdeutschen oder DDR—"Träger der gesetzlichen Renten—

versicherungen zurückgelegt“ ist, kann der in die Bundesrepublik

zugewanderte Versicherte nur "entschädigt" werden, soweit durch

die Zurücklegung der fremden Zeit beim Träger des Berkunftslands

trotz fehlender Beitragsleistung eine Recht3position entstanden

ist, die derjenigen entspricht, die dort durch Zeiten vermittelt

wird, für die Beiträge entrichtet werden sind. Daher ist zum

einen maßgebend, welchen Charakter das Rentenrecht des Her—

kunftslands der streitigen beitragslosen Zeit zumißt. Zum anderen

kommt es darauf an, ob die Rechtsposition einer nach Bundesrecht

zurückgelegten Zeit gleichgestellt werden kann.

Aus einer Gleichstellung einer beitragslosen Zeit mit Beitrags—

zeiten in dem Recht des Herkunftslands folgt noch nicht ohne

weiteres die Anerkennung als Beitragszeit nach 5 15 FFC. Der € 15

FRG tragende Entschädigungsgedanke kann nicht uneingeschränkt

gelten. Er wird durch die übergeordneten Rechtsprinzipien be—

grenzt, auf denen die fremdrentenrechtliche Gesamtregelung der

@@14 ff FRG beruht. Dieser Gesamtregelung liegt das Prinzip der

Eingliederung zugrunde, nach dem die in die Bundesrepublik zu»

ziehenden Beimatvertriebenen und DDR—Zuwanderer rentenrechtlich

so gestellt werden sollen, als ob sie im Bundesgebiet beschäftigt

gewesen wären (vgl oben Nr 3). Dementsprechend ist der Entschä-

digung von im Herkunftsland erworbenen Rentenansprüchen und Ben—

tenanwartschaften nach @ 15 FRG eine rechtliche Grenze dort ge—
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setzt, wo deren Anrechnung mit der Struktur des innerstaatlichen

Bentenrechts schlechthin und offenkundig unvereinbar wäre° Eine

schrankenlose Entschädigung jeder im fremden Herkunftsgebiet

entstandenen Rentenberechtigung oder Rentenanwartschaft würde zB

diejenigen Zuwanderer aus solchen fremden Hentenrechtssystemen im

Vergleich zu den auf dem Gebiet der Bundesrepublik tätig gewese—

nen Versicherten bevorzugen, die anders als die Bundesrepublik

Zeiten unterschiedlicher rechtlicher Qualifikation — wie Ersatz—

und Ausfallzeiten im Verhältnis insbesondere zu den Beitrags—

zeiten ; schlechthin nicht kennen: 5 15 EEG müßte in diesen Fäl—

len konsequenterweise zu einer unterschiedslosen Anerkennung

aller Zeiten und damit, gemessen am Rentenrecht der Bundesrepu-

blik, zu einer systemfremden, nicht hinnehmbaren Begünstigung

führen.

Zugleich aber bedeutet dies, daß das die Anwendungsbreite des

3 15 FES eingrenzende fremdrentenrechtliche Prinzip der Einglie—

derung einer Entschädigung von im Herkunftsland erworbenen Ren—

tenrechten und Rentenanwartschaften sicher dort keine Schranke

setzt, wo derselbe oder doch ein vergleichbarer Tatbestand sowohl

nach dem Recht der Bundesrepublik wie nach dem fremden Recht als

Beitragszeit ausgestaltet ist; auf die in dem anderen Staat vor—

liegenden unterschiedlichen Verhältnisse ist dabei immer Bedacht

zu nehmen.

H. Einer abschließenden Entscheidung über die Grenzen, die der

Anwendung von € 15 FRG im konkreten Einzelfall gesetzt sind, be—

darf es indes nicht. Die in der DDR durch die Ableistung des
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Grundwehrdienstes erworbene rentenrechtliche Position ist jeden—

falls der aus dem Grundwehrdienst der Bundesrepublik vergleich—

bar.

Der gesetzliche Grundwehrdienst ist in der Bundesrepublik nach

den Hentenversicherungs—Neuregelungsgesetzen des Jahres 1957 eine

versicherungspfliobtige Zeit, für die der Bund Beiträge zu lei-

sten hat (vgl @@1227 Abs 1 Satz 1 Nr 6, 1385 Abs A Buchst d und

Abs 5 EVO : @@2 Abs 1 Nr 8, 112 Abs ” Buchst d und Abs 5 AVG).

Der Wehrdienst ist nach Bundesrecht also Beitragszeit iS von

S 1250 Abs 1 Buchst & RVG.

Der vom Kläger des Ausgengsverfahrens in den Jahren 1966 bis 1968

in der DDR abgeleistete Grundwehrdienst "zählt bzw gilt" nach den

Ausführungen des vorlegenden 11a Senats trotz der für dessen

Dauer ruhenden Beitragsleistung "nach dortigem Recht", insbeson—

dere naeh "der Rentenverordnung 197H als versieherungspflichtige

Tätigkeit"; dabei entspricht die versicherungspflichtige Tätig—

keit nach DDR—Recht "unserer Beitragszeit". Das trifft zu. Nach

@ 2 Abs 2 Buchst b der DDR—Rentenverordnung vom U. April 197“

(DDR—GBlatt 1 s 201) "gelten Dienstzeiten bei den bewaffneten

Organen ... der Deutschen Demokratischen Republik" genauso "als

versicherungspflichtige Tätigkeit" wie "alle Tätigkeiten, für die

aufgrund von Hechtsvorschriften (der DDR) Versicherungspflicht

zur Sozialversicherung (Rentenversicherung) bestand" (Buchst a

aaO). “Durch Ausübung einer versicherungspflichtigen Tätigkeit"

aber wird nach € 2 Abs 1 aaO "Anspruch auf Rente erworben" (zur

Berechtigung des Revisionsgerichts, Normen von Nicht—Bundesrecht
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heranzuziehen, zu denen das LSG keine Feststellungen getroffen

hat, vgl BSGE ?, 122, 125 : SczR Nr 99 zu % 162 SGG; BGHZ 27, MT,

50 und Gottwald, aaO, S 109 mwN).

Diese Gegenüberstellung ergibt, daß die Rentenrechte und Renten—

anwartschaften, die in der DDR aus der Ableistung des Grundwehr—

dienstes entstehen, denjenigen Rechten und Anwartschaften ver—

gleichbar sind, die Versicherte nach dem Eentenrecht der Bundes—

republik durch Ableistung des gesetzlichen Wehrdienstes erwerben.

5. Der vorlegende 11a Senat ist gleichwohl der Auffassung, daß

die streitige Zeit, gemessen am Maßstab des bundesdeutschen

Rechts der gesetzlichen Rentenversicherung, "nur der vor 1957

gegebenen Ersatzzeitregelung gleichgeachtet werden" könne. Er

stellt dazu die besondere Art der F i n a n z i e r u n g der

Leistungen in den Vordergrund, die aus den beitragslosen Mili—

tärdienstzeiten nach Eintritt des Leistungsfalles zu gewähren

sind und weist darauf hin, daß diese Finanzierung der "Lei—

stungsgewährung“ ohne "zeitbezogene Beiträge" durch "Zuschuß aus

dem Staatshaushalt zur Deckung" zu geschehen habe. Die öffent—

liche Finanzierung einer beitragslcsen Zeit "charakterisiere

gerade das Wesen einer Zeit, die ... nicht Beitragszeit ist",

weil "eine Beitragszeit
... in aller Regel zumindest zeitbezogene

Beiträge voraussetzt". Der Große Senat hält diese Einwände nicht

für gerechtfertigt. Ihnen ist entgegenzuhalten, daß auch die

Beitragszeit ohne Beitragsleistung nach der 2. Alternative des

@ 1250 Abs 1 Buchst a RVG bei fehlendem eigenen "zeitbezogenen

Beitrag" des Begünstigten öffentlich finanziert ist. Eine öf—
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fentliche Finanzierung des rentenreohtlichen Leistungsaufwands,

dem keine konkreten, zeitbezogenen Beiträge des Begünstigten

selbst gegenüberstehen, ist im übrigen Ersatzzeiten nach % 1251

RVG als "Zeiten ohne Beitragsleistung" (@ T250 Abs 1 Buchst b EVO

: 5 27 Abs 1 Buchst b AVG) und "Beitragszeiten ohne Beitragslei—

stung" nach Buchst a Alternative 2 aaO gemeinsam. Dieser gemein—

same Umstand ist daher ungeeignet, diese beiden Gruppen von Ver-

sicherungszeiten voneinander abzugrenzen°

Zudem läßt sich ein Wehrdienst, für den die öffentliche Hand

— wie in der Bundesrepublik nach @ 1385 Abs H Buchst d und Abs 5

BVD — Beiträge zu leisten hat, nicht allein im Blick auf seine

Finanzierung von einem Wehrdienst abgrenzen, für den keine Bei—

träge zu leisten sind, der aber im Leistungsfall den An5prueh auf

Rente nach Grund und Höhe wie eine Beitragszeit stützt. In beiden

Fällen werden die im Versicherungs— oder Leistungsfall aus den

Wehrdienstzeiten zu erbringenden Leistungen allein aus

d f f e n t l i c h e n Mitteln abgedeckt; ein konkreter

"zeitbezogener Beitrag" des Dienstleistenden selbst liegt in

keinem der beiden Fälle vor. Eine rentenrechtlieh ungünstigere

Behandlung
des Wehrdienstleistenden allein wegen des Umstands,

daß im Herkunftsland von der öffentlichen Hand nicht wie in der

Bundesrepublik bereits Beiträge aus öffentlichen Mitteln gezahlt

werden, sondern dort der Leistungsaufwand durch Anerkennung als

leistungsstützende versicherungspflichtige Tätigkeit ohne Bei—

tragsleistung im Leistungsfall n a c h t r ä g l i c h abge—

deckt wird, läßt sich somit nicht plausibel machen. Dieses Argu—

ment gewinnt für die Bundesrepublik noch erheblich an Gewicht
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durch den Umstand, daß dort die auf Wehrdienstzeiten entfallenden

Rentenausgaben zwar allein von der öffentlichen Hand, aber re—

t z —

D
J:gelmäßig nur 2 u m T e i 1 durch Beiträge und z u s

l i c h — wie in der DDR — auch durch nachträgliche Deckung des

Aufwands finanziert werden (vgl Winter in Nachrichtenblatt der

LVA Baden 1985, S 61, 63).

6. Die vom Großen Senat vertretene Auffassung hat keine unver—

tretbaren Auswirkungen auf andere Tatbestände. Insbesondere

trifft nicht zu, daß mit der Anerkennung des DDR—Grundwehr—

dienstes als Beitragszeit ohne Eeitragsleistung notwendig die

Anerkennung aller anderen beitragslosen Zeiten nach dem Renten—

recht des Herkunftslands wie zB Partei— und Gewerkschaftsschu-

lungen verbunden wäre (vgl € 2 Abs 2 Buchst f der DDR—Rentenver—

ordnung). Es ist oben bereits ausgeführt werden, daß das Ein—

gliederungsprinzip der Anwendung von 5 15 Abs 1 Satz 1 FFC Gren—

zen setzt. Dies träfe auf die soeben beispielhaft erwähnten Zei-

ten von Partei— und Gewerkschaftsschulungen zu. Solche Tatbem

stände sind in der Bundesrepublik rentenrechtlich schlechthin

irrelevant; sie führten bei Vergleich mit den Versicherten in der

Bundesrepublik zu einer Besserstellung der zuziehenden Heimat—

vertriebenen und DDR-Zuwanderer, also nicht zu einer Gleich—

stellung iS des 5 15 Abs 1 Satz 2 FRG.

Nach alledem begründet die Zeit der Ableistung eines gesetzlich

angeordneten Grundwehrdienstes in der DDR nicht anders als in der

Bundesrepublik eine Rentenanwartschaft, wobei der Dienstleistende

selbst da wie dort von einer eigenen, "zeitgleichen" Beitrags—
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zahlungspflicht freigestellt ist und der deshalb abzudeckende

Leistungsaufwand da wie dort aus Mitteln der Allgemeinheit fi—

nanziert werden muß. Die dem Kläger in der DDR entstandenen Ren-

tenanwartschaften sind mithin denen aus einer Beitragszeit ohne

Beitragsleistung in der Bundesrepublik nach ? 1250 Abs 1 Buchst a

Alternative 2 RVG hinreichend vergleichbar und deshalb nach 5 15

Abs 1 Satz 1 FBG zu entschädigen°

Die vom 11a Senat vorgelegte Rechtsfrage war daher wie geschehen

zu beantworten.
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